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ln dem Rechtsstreit

Bergstedt ./. Forschungszentrum Jülich GmbH

6 Afl34,Iß.z

führen wir zur Begründung des Antrages, die Berufung gegen das Urteil des Vennraltungsge-

richts Gießen, M. 1 K 1 5;81 I 1 1 .Gl zuzulassen, Folgendes aus:

Das Venryaltungsgericht Gießen hat die Beklagte verpflichtet, dem Kläger binnen eines Mo-

nats nach Rechtskaft vollständige Einsicht in die Akten zu den Anträgen und Unterlagen zu

und über die im Förderprogramm zur biologischen Sicherheitsforschung geforderten oder ab-

gelehnten FreiseEungsversuchen in der Gentechnik mit der Maßgabe zu gewähren, perso-

nenbezogene Daten aus den in den Akten befindlichen Gehaltsauszügen mit Kontoverbin-

dungen und Reisekostenabrechnungen mit Ausnahme des jeweiligen Namens sowie Mittei-

lungen über Schwangerschaft und Anderungen der persönlichen Verhältnisse zuvor zu ano-

nymisieren.
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Bankkonto: Kasseler Sparkasse 100 025 930 (Bl.Z 520 503 53)

USt.-Nr.: 25 318 30377

ln Kooperation mit Steuerberater Dieter Braun - Sachsenstraße 11 -34131 Kassel

Hinwels gem. $ 33 BDSG: Betelllgtendaten werden gespelchert
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lm Wesentlichen stützt das Verwaltungsgericht sich darauf, dass Gninde für eine Ablehnung

eines Antrages nach $ 3 Abs. 1 SaE 1 UIG nicht bestehen.

Die Berufung ist zuzulassen, da

1. emstliche rechtliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils (S124 Abs.2 Nr. 1 VwGO)

bestehen.

2. das Vorliegen eines Verfahrensmangels, auf dem die Entscheidung beruht ($ 124 Abs.

2 Nr. 5 VwGO) besteht.

3. grundsäEliche Bedeutung der Rechtssache ($ 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO) zukommt.

4. die Rechtssache besondere tatsächliche und rechtliche Schwierigkeiten aufueist.

Zu 1.: Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils

Emstliche rechtliche Zweifel sind gegeben, wenn ein einzelner tragender Rechtssatz oder

eine erhebliche Tatsachenfeststellung mit schlüssigen Gegenargumenten infrage gestellt

werden kann. Dies ist vorliegend gegeben.

a)

Das Urteil des Verwaltungsgerichts Gießen lässt die notwendige Abwägung awischen dem

Anonymitätsinteresse der Gutachter und dem Informationsinteresse des Antragsstellers ver-

missen.

Die $$ 5 InformationsfreiheitsgeseE (lFG) bzw. 9 UmweltinformationsgeseE (UlG) sehen

bestimmte Mechanismen zum SchuE personenbezogener Daten (Schwärzung; Einholung

des Einverständnisses des Betroffenen) vor.

Allerdings ist die ldentität von Gutachtem nach der aus dem IFG auf das UIG zu übertragen'

den Wertung weniger intensiv geschüä als anderweitig involvierte Personen.

$ 5 Abs. 3 IFG normiert bezüglich von Gutachterdaten die geseEliche Vermutung, dass das

lnformationsinteresse des Antragsstellers das Anonymitätsinteresse des Gutachters über-

wiegt. Dem liegt die gese2geberische Wertung zugrunde, dass Gutachter innerhalb ihrer Be-

rufsausübung bezüglich rein fachlicher Aussagen grundsätzlich gegenüber der Offentlichkeit

nicht schutaryürdig sind. l

Allerdings kann diese Vermutung durch die Behörde widerlegt werden und so im Einzelfall der

Gutachter dennoch geheim gehalten werden.
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Laut GeseEesbegründung zum IFG soll der Informationszugang bezüglich Gutachterdaten in

Einzelfällen abgelehnt werden können, wenn etwa bereits der Umstand der Beteiligung an

dem Verfahren durch den Gutachter geheimhaltungsbedürftig ist, weil der Gutachter durch die

Offenbarung seiner Person der Gefahr spürbarer Nachteile ausgesetzt ist. Eine Mindermei-

nung vertritt hiezu die Auffassung, dass hiezu über die persönlichen Nachteile hinaus auch

die Gefahr zu zählen ist, für zukünftige Verfahren keine Gutachter mehr zu finden, da diese

sich nicht mehr offenbaren möchten.

Diese Einzelfallabwägung mit den bereits nachgezeichneten Gefahren für den einzelnen Gut-

achter bzw. mit dem öffentlichen Interesse an einer funktionsfähigen Forschungsförderung hat

das Gericht vorliegend verabsäumt und auf Seite 8 der Urteilsbegründung fälschlich festge-

stellt, dass Gutachter generell nicht, also auch nicht in bestimmten Einzelfällen, schutarürdig

sind. Hiermit hat sich das Verwaltungsgericht gar nicht auseinandergesetzt.

So ist auch zu berücksichtigen, dass das Thema gentechnisch veränderte Lebensmittel und

Pflanzen in der Öffentlichkeit sehr problematisiert wird. Dies hat dazu geführt, das einzelne

Mitarbeiter der Universitäten bereits bedroht wurden. Die Veröffentlichung der Namen oder

auch nur der Fakultät stellt daher für die Mitarbeiter eine Gefährdung dar.

Wäre diese Abwägung aber durchgeführt worden, hätte die bereits aufgezeigte Gefährdung

der Gutachter festgestellt werden müssen.

Dies hätte nach diesseitiger Auffassung zu einem Überwiegen des Anonymitätsinteresses in

der Abwägung führen müssen. Als Rechtsfolge ist zunächst die Schwärzung der personenbe-

zogenen Daten in Form des Namens, akademischen Grades, der Berufsbezeichnung, der

Büroadresse und Bürotelefonnummer der Gutachten vorgesehen.

Zwar ist der Inhalt der Gutachten selbst über den Tatbestand des $ 9 UIG nicht geschützt.

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass sich bereits aufgrund des Forschungsschwerpunkts, in

der es nur wenige Gutachter gibt, die Gutachter in der Wissenschaftscommunity bekannt sind.

Über die in dem Gutachten getätigten Aussagen lässt sich ein Bezug zur ldentität des Gutach-

ters herstellen, der diesen Gefahr laufen lässt, in der Öffentlichkeit identifiziert zu werden.

Auch dies musste berücksichtigt werden.

Beweis: Sachverständigengutachten

Femer hat der Projektträger nicht nur den Gutachtem, sondem auch den Zuwendungsemp-

fängem -insbesondere hinsichtlich der Unterlagen aus dem Antragsverfahren- Vertraulichkeit

447
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zugesichert. Dieser Vertraulichkeit verpflichten sich die Mitarbeiter des Projekträgers auch

gegenüber ihrem Dienstherm. Durch die Akteneinsicht würde die Vertraulichkeitszusage an

die Zuwendungsempfänger gegenstandlos und könnte das Verfahren der Forschungsförde-

rung insgesamt in Frage stellen.

Die Folge wäre, dass die Zuwendungsempfänger nicht mehr unvoreingenommen auf die For-

schungsförderung zunickgreifen könnten wie bisher.

Da den Zuwendungsempfängem Vertraulichkeit zum Schutze der an den Projekten beteiligten

Personen zugesichert wurde, sind deren Stellungnahmen, nämlich dass diese keine Freigabe

der Daten wünschen, von dem ProjeKträger zu beachten. Stellungnahmen zu der Frage der

Offenlegung können daher vorgelegt werden.

Über das Projektträgerverfahren und den Inhalt der Stellungnahmen kann Zeugnis geben

Herr Dr. Straub, zu laden über die Beklagte und Berufungsklägerin.

Das Verwaltungsgericht führt aus, dass die Beeinträchtigung der Interessen von Betroffenen

nicht erheblich sei. Richtig. ist, dass zumeist dann nicht erhebliche Beeinträchtigungen der

Interessen von Betroffenen vorliegen, wenn es in Bezug auf die persönlichen Verhältnisse nur

um Namen, Beruf, Dienststellung oder Nummer von Amtsträgem, Gutachtem oder Sachver-

ständigen geht.

Schutauürdig sind demgegenüber etwa Eigentümer, Besitzer oder sonstige Nutzungsberech-

tigte von Grundstücken mit Bodenverunreinigungen, die gegebenenfalls mit öffentlichen An-

feindungen und ähnlichem rechnen müssen. Dies gilt erst recht, wenn gewichtige Umstände

dafür sprechen, dass mit Zerstörungen oder ähnlichen Formen der "Selbstjustiz" im Hinblick

auf Sacheigentum der Betroffenen gerechnet werden muss. (So ReidUSchiller, in: Land-

mann/Rohmer, Umweltrecht $ 9 UIG , Rn. 14).

Vorliegend handelt es sich um die personenbezogenen Daten von Angestellten, die zwar nicht

Eigentümer oder Besitzer von Grundstücken mit Bodenverunreinigungen sind, das Geheim-

haltungsinteresse ist jedoch dasselbe, nämlich die Möglichkeit der öffentlichen Anfeindungen.

Kritiker der Gentechnik unterhalten im Intemet die Plattform "www.projektwerkstatt.de'. Auf

dieser Plattform se2en sie sich nicht sachlich, sondem äußerst verleumderisch und mit An-

feindungen mit den Versuchen zur biologischen Sicherheit und den auf diesem Gebiet for-

schenden Wissenschaftlem auseinander,

143
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Bei einer Offenlegung aller Namen der an den Projekten mitwirkenden Personen müssen die-

se mit jedezeitigen öffentlichen Anfeindungen und Mobbing im Intemet und im täglichen Le-

ben rechnen.

Beweis: StellungnahmederTechnischenUniversitätMünchen

Das sind keine abstrakten Überlegungen. In der Vergangenheit haben die Betreiber der vor-

genannten Intemetplattformen Daten zu Geldmitteln dazu verwendet, um damit angeblich

Betrug/Unterschlagung, Veruntreuung zu unterstellen. Dies betraf verschiedener Beteiligte.

Femer wurden Daten zu Personen benutzt, um damit ein "Filz" zwischen den Universitäten,

Behörden und Industrie unbegründet anzudichten. lm Personen- und Stichwortregister der

Broschüre "Monsanto auf Deutsch" werden Professoren namentlich erwähnt.

Beweis: lntemet

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass Mitarbeiter der Universitäten Bedrohungen und Verun-

glimpfungen ausgesetzt sind, die bereits dazu geführt haben, dass das Landeskriminalamt 5

einer Mitarbeiterin die Weitergabe ihrer persönlichen Daten durch Amter untersagt hat. Vo-

rausgegengen waren massive Bedrohung ihrer Person durch erkennende Feldzerstörer so-

wohl im dienstlichen als auch im persönlichen Umfeld. In beiden Fällen war der Autor der hie-

sige Käger.

Beweis: Auskunft der der Universität Rostock

Bei der Abwägung der Interessen der betroffenen Angestellten ist auch die Wertung des $$

17a Abs. 1 S. 4 GenTG zu berücksichtigen. Diese Norm stellt personenbezogenen Daten dem

Betriebs- und GesShäftsgeheimnis gleich und verpflichtet die Behörde zur vertraulichen Be-

handlung. Dies gilt im besonderen Maße, wenn die an bestimmten Projekten mitwirkenden

Personen mit Anfeindungen rechnen müssen. Es gehört zu den Fürsorgepflichten des Arbeit-

gebers, die eigenen Mitarbeiter vor Anfeindungen zu schützen.

b)

Femer ist der Antrag auf Akteneinsicht nach $ 8 Abs. 2 Nr. 4 UIG abzulehnen, wenn er sich

auf die Zugänglichmachung von Material, das gerade vervollständigt wird, noch nicht abge-

schlossener Schriftstücke oder noch nicht aufbereiteter Daten, bezieht und das öffentliche

Interesse an der Bekanntgabe nicht überwiegt.
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Das hier relevante Tatbestandsmerkmal ist der Bezug auf noch nicht aufbereitete Daten. Die

Frage, ob Daten aufbereitet worden sind, ist unter zwei Aspekten zu betrachten und zvtar ei-

nerseits verwaltungsmäßig und andererseits wissenschaftlich. Die Aufbereitung der hier in

Rede stehenden Daten ist unter wissenschaftlichen Aspekten abgeschlossen.

Es erscheint zwar auf den ersten Blick merkwürdig, dass eine Forschungseinrichtung wie eine

Universität, die zur Veröffentlichung ihrer Forschungsergebnisse verpflichtet ist, für eine Zu-

nickhaltung der Forschungsdaten eintritt. Dies erfolgt aber gerade zum Zweck der Vorberei-

tung der wissenschaft lichen Veröffentl ich ung.

Die Akten enthalten Daten, Informationen, Zusammenfassungen und Interpretationen, die

noch nicht wissenschaftlich publiziert sind.

Der Zugang zu den Akten würde den Zuwendungsempfängem, wie beispielsweise der RWTH

Aachen die gesetzlich aufgegebene Pflicht zur wissenschaftlichen Veröffentlichung ihrer For-

schungsergebnisse erschweren oder gar unmöglich machen, weil die Daten dann letztlich

vollkommen offen gelegt sind. Das steht im diametralen Gegensa? zum Interesse und Pflicht

der Hochschule an der Venrrrertung der wissenschaftlichen Arbeit.

Selbstverständlich ist eine dauerhafte Zurückhaltung der Akten nicht im Sinne der For-

schungseinrichtungen. Für einen überschaubaren Zeitraum zur Vorbereitung einer Veröffentli-

chung ist sie jedoch unverzichtbar. Bei der Bestimmung des Zeitraums ist zu berücksichtigen,

dass aus einem Projekt durchaus mehrere Veröffentlichungen resultieren können. Darüber

hinaus ist auch zu berücksichtigen, dass die Texte für die Veröffentlichungen, wie z.B. von der

RWTH Achen ausgeftihrt, oftmals auch in der Freizeit derWissenschaftler entstehen.

Beweis: Stellungnahme der RWTH Aachen

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Punkte überwiegt auch nicht das öffentliche Inte-

resse an der Einsichtnahme durch den Kläger.

c)

Des Weiteren ist auf den weiteren Ausnahmetatbestand des UlG, der den Schutz der behörd-

lichen Beratung vorsieht, hinzuweisen (S I Abs.1 Nr. 2 UIG).

Der Informationsanspruch des Klägers ist jedoch nach $ 3 Nr. 3 b IFG ausgeschlossen. Nach

dieser Vorschrift besteht der Anspruch auf Informationszugang nicht, wenn und solange die
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notwendige Vertraulichkeit der Beratungen von Behörden beeinträchtigt wird. Die im Klagean-

trag näher bezeichneten Unterlagen betreffen auch vertrauliche Beratungen einer Behörde.

Durch deren Bekanntwerden würde die notwendige Vertraulichkeit der Beratungen dieser

Behörde beeinträchtigt werden. Auch auf eine nur teilweise Einsichtnahme in die Protokolle

besteht kein Anspruch.

Zu dem vergteichbaren Tatbestand im $ 3 Nr.3 IFG ist durch das OVG NRW, Az. I A 475110,

in seinem Urteil zur Lebensmittelbuchkomission ausdrucklich anerkannt worden, dass bereits

die Gefahr der ständigen Beobachtungen und öffentlichen Kritik durch eine Veröffentlichung

der Ergebnisse die unbefangene Aussprache mehrerer ggf. unpopulärer Handlungsoptionen

des Sachverständigen behindem und so die Grundlage der behördlichen Beratung unsach-

gemäß verengen kann.

Auf die dort genannten GrundsäEe geht das Verwaltungsgericht Gießen nicht ein.

Der Umstand, dass das Verwaltungsgericht Gießen von einer oberverwaltungsgerichtlichen

Entscheidung abweicht spricht bereits dafür, dass emstliche Zweifel an der Richtigkeit des

Urteils bestehen.

Der vom Kläger begehrte Zugang zu den Unterlagen würde zukünftige vertrauliche lnhalte mit

hinreichender Wahrscheinlichkeit beeinträchtigen.

d)

Zudem würden durch das Zugänglichmachen der Akten die Rechte am geistigen Eigentum

verletä. ln den Akten sind nämtich wissenschaftliche Informationen enthalten, welche noch

nicht in wissenschaftlichen Zeitschriften veröffentlichtwurden, da zum Teilzur Ergänzung und

statistischen Absicherung weitere Experimente notwendig sind. Durch das Veröffentlichen von

diesen wissenschaftlichen Informationen würde deshalb geistiges Eigentum, insbesondere die

Rechte wie auch das negative Publikationsrecht der Wissenschaftler verletzt. Insbesondere

sind in einigen Fällen weitere Experimentö unter Labor- und Gewächshausbedingungen noch

erforderlich

Durch die Veröffentlichung besteht die Gefahr einer örheblichen Beeinträchtigung von berufli-

chen Kanieren, nicht nur der an den Versuchen Beteiligten, sondem auch aktuell in Folgepro-

jekten arbeitenden Studierenden, da deren wissenschaftlichen Arbeiten auf Informationen

aufbauen, die zum Teil in den geförderten Projekten erarbeitet wurden. Auch ist zu befürch-

ten, dass durch Akteneinsichtnahme diese wissenschaftlichen Untersuchungen im Intemet

veröffentlicht werden, teilweise mit Namensnennung.
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Von besonderer Bedeutung ist auch, dass im den Projekten ofrmals neue Verfahren und Me-

thoden entwickelt wurden. Durch eine Akteneinsicht werden Betriebsgeheimnisse berührt.

Eine Offenlegung wäre geeignet, exklusives Wissen und neue analytische Techniken öffent-

lich zu machen und die wissenschaftliche Wethewerbssituation des Faches negativ zu beein-

flussen. Insbesondere wären hiervon Universitäten betroffen.

So ist z.B. die Phytosanierung von Böden ein aktueller Geschäftsbereich mit großem Marktpo-

tenzial. Die Offenlegung von diesem exklusiven technischen Wissen würde dieses Wissen

den Konkunenten auf diesem Gebiet zugänglich zu machen. Damit hätten diese dann einen

erheblichen Markfuorteil.

Beweis: Auskunft der Universität Freiburg , Zeugnis des Herm Professor Dr.

Rennenberg

Dies wurde in der mündlichen Verhandlung vorgetragen,'vom Verwaltungsgericht jedoch nicht

hinreichend gewürdigt.

Diesen Sachverhalt hätte das Gericht aufklären müssen, $ 86 Abs. 1 VwGO.

Hierzu hätte noch konkret vorgetragen werden können. Das Gericht wäre dann zu einem an-

deren Ergebnis bei der Abwägung gekommen.

e)

Durch das Bekanntwerden der fraglichen Informatiorien wird die Vertraulichkeit der behördli-

chen Beratungen beeinträchtigt. Insofem genügt auch die hinreichende Wahrscheinlichkeit

einer Beeinträchtigung. An die Wahrscheinlichkeit der Beeinträchtigungen sind dabei umso

geringere Anforderungen zu stellen, je größer und folgenschwerer die möglicherweise eintre-

tende Beeinträchtigung ist.

Das Verwaltungsgericht geht davon aus, dass schrlEenswerte Interessen der Hochschulen

gar nicht betroffen seien. Hiezu ist festzuhalten, dass auch Hochschulen schützenswerte

Forschungsergebnisse ezielen und nach Neufassüng des $ 42 ArbEG und der Abschaffung

des Hochschulprivilegs die Verpflichtung zur Venryertung von Forschungsergebnissen haben

und zu diesem Zweck Verwertungsagenturen rlnterhalten und auch nutzen.

Auch im Hochschulbereich gibt es schüEenswerte Betriebs- und/oder Geschäftsgeheimnisse.

Das Bundesverfassungsgericht führt aus, dass unter Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen

alle auf ein Untemehmen bezogenen Tatsachen, Umstände und Vorgänge verstanden wer-
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den, die nicht offenkundig, sondem nur einem begrenäen Personenkreis zugänglich sind und

an deren Nichtverbreitung der Rechtsträger ein berechtigtes Interesse hat (NVwZ-RR 2006,

248). Dieser Grundsatz gilt auch im Bereich der Drittmittelfinanzierung.

Was die Einwerbung von Drittmitteln betrifft, stehen die Universitäten mit ihren jeweiligen Ein-

richtungen unter Wissenschaftlem im direkten regionalen und übenegionalen Wettbewerb mit

anderen Universitäten. Jede Universität ist gesetzlich verpflichtet, Drittmittel zur Durchführung

von Forschungsaufgaben einzuwerben. Dies ist Aufgabe der in der Forschung tätigen Mitglie-

der der Universität. Die Höhe der erwirtschafteten Drittmittel ist wiederum ein Parameter für

die leistungsbezogene Mittelzuweisung durch das Länd. Hochschuldaten, die Tatsachen, Um-

stände und Vorgänge, welche die Planung, Initialisierung, Beantragung und Durchführung von

Drittmittelprozessen betreffen, sind somit mit Betriebsgeschäftsgeheimnisse im privat unter-

nehmerischen Bereich gleichzusetzen. Die Universitäten haben, wie auch die einzelnen Wis-

senschaftler, ein berechtigtes Interesse daran, diese Art von Informationen vor außenstehen-

den Dritten zu bewahren, um dadurch Wettbewerbsvorteile zu erhalten.

Vorfiegend sollen Daten offen gelegt werden, die aus einem z.B. an der Universität Freiburg

durchgeführten Projekt (KFZ. 03126 38.F) hervorgegangen sind. Förderer ist die Beklagte.

Somit liegt ein Fall der projektspezifischen Drittmittelforschung vor. Durch die Einsichtnahme

in die Anträge und Unterlagen zu und über das Fördervorhaben, würden folglich in unverhält-

nismäßiger Weise sensible, die Hochschulfinanzierung betreffenden Daten offen gelegt wer-

den, an deren Geheimhaltung die Universität als Teilnehmerin im Wettbewerb der Hochschu-

len untereinander ein berechtigtes und schützenswertes Interesse hat.

Durch die Einsichtnahme in die Anträge und Unterlagen zu diesem Fördervorhaben, würden

folglich in unverhältnismäßigerWeise sensible, die Hochschulfinanzierung betreffenden Daten

offen gelegt werden, an deren Geheimhaltung die Universität als Teilnehmerin im Wettbewerb

der Hochschulen ein schüEenswertes Interesse hat. Ahnliches gilt für andere Universitäten

und Institutionen, wie beispielsweise das Thünen- oder das Julius Kühn Institut.

Beweis: Sachverständ i geng utachten,

Zeugnis des Herm Professor Dr. Rennenberg, Universität Freiburg,

Hen Dr. Straub, b.b.,

Hen Dr. Tebbel, Thünen-lnstituts,

Hen Professor Dr. Johannes Jehle,

Hen ProfesSor Dr. Joachim Schiemann,

Frau Professor Dr. Smalla,

Frau Professor Dr. Hanke des Julius Kühn=lnstituts.
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Welche Bedeutung diese schüEenswerten lnteressen haben, zeigt die Tatsache, dass in For-

schungs- und Entwicklungsverträgen standardmäßig Geheimhaltungsklauseln aufgenommen

werden. Zum effektiven SchuE der Forschungs- sowie der Geschäftsbetriebsgeheimnisse

werden teilweise sogar im Vorfeld eines noch zu schließenden Forschungsvertrages ausführ-

liche Geheimhaltungsvereinbarungen getroffen, welche darauf abzielen, den Schutz bereits

vom ersten Kontakt an sichezustellen.

0
Femer ist Folgendes zu berücksichtigen. Erstinstanzlich hat eine Bewertung, inwieweit die

Anfrage auf Einsichtnahme sich tatsächlieh auf umweltrelevante Informationen bezieht und ob

die infrage stehenden Akten vollumfänglich umweltrelevante Daten enthalten nicht vorge-

nommen.

Es ist aber so, dass in den Akten des Projektträgers umweltrelevante Daten nicht vorhanden

sind, die nicht bereits veröffentlicht worden sind. So sind etwa die Schlussberichte und Ergeb-

nisse in der technischen Informationsbibliothek Hannover einsehbar. Es haben öffentliche

Statusseminare stattgefunden, bei denen die Öffentlichkeit über den Verlauf der Projekte in-

formiert wurde. Weitere Informationen über die Projekte sind auf der lntemetseite biosicher-

heit. de veröffentlicht worden.

Weitere Daten, z.B. solche, die die Genehmigung für die Freisetzungsversuche sowie die

Überprüfung der Versuche betreffen, sind beim Projektträlger gar nicht vorhanden.

Diese befinden sich gemäß den Richtlinien zur FreiseEung 2u Versuchsaryecken von gen-

technisch veränderten Pflanzen bei dem für die Genehmigung zuständigen Bundesamt für

VerbraucherschuE und Lebensmittelsicherheit sowie bei den von den Bundesländem beauf-

tragten zuständigen Übenryachungsstellen (etwa der Bezirksregierung Köln) und natürlich bei

dem Zuwendungsempfänger.

Durch die Akteneinsicht in die beim ProjeKträger vorhandenen Unterlagen würde über die

bereits veröffentlichten Daten hinaus nur Zugang zu Finanzdaten gewährt, mit denen Gegner

der Gentechnik etwaige Geldflüsse, Fälschungen oder Verstöße gegen die Sicherheitsaufla-

gen nachweisen möchten. Nachweise finden sich etwa unter der Intemetadresse

www.biomarkt.infotueb/aktuetle_Kuzmeldungen/GentechniUGentechnikförderstellenllSl2ll0l

15163.htm|.

tnsofem ist konkret zu befürchten, dass das Recht zur Akteneinsicht nach dem Umweltinfor-

mationsgeseE gewissermaßen zu diesem Zweck missbraucht wird. Auch steht zu befürchten,

dass die mit dem Projekt betrauten Fersonen als Gentechnikbefürworter öffentlich an den

Pranger gestellt werden.
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Eine Abwägung dieser Belange hat das Gericht nicht vorgenommen, obwohl die Beklagte mit

SchriftsaE vom 23.08.2010 die Erwägungen auch vorgetragen hatte.

lnsofem nehmen wir ebenfalls ausdrücklich Bezug auf anliegende Stellungnahmen der Zu-

wendungsempfänger.

Zu 2.: Vorliegen eines Verfahrensmangels, S 124 Abs. 2 Nr. 5 VwGO

a)

Aufgrund des Umstandes, dass das Gericht nicht die erforderliche Abwägung, wie oben be-

schrieben, durchgeführt hat, ist vom Vorliegen eines Verfahrensmangels auszugehen. Wenn

das Gericht diese Abwägung durgeführt hätte, wäre es zu einer anderen Entscheidungsfin-

dung gelangt.

Femer wird sich auf einen Verfahrensfehler in Form der VerleEung der richterlichen Hinweis-

pflicht berufen, da sich das VG in seinem Urteil auf einen angeblich unsubstantiierten Vortrag

hinsichtlich von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen, beruft. Hierauf wurde aber in der Ver-

handlung entgegen der Hinweispflicht nicht hingewiesen und so nicht die Möglichkeit zu er-

gänzendem Vortrag eröffnet.

In der mündlichen Verhandlung hat die Vertreterin der Beklagten die unter Ziffer 1 genannten

Punkte ausgeführt. Mit SchriftsaE vorn 23.08.2010 wurden sie ebenfalls dargestellt. Das Ge-

richt hätte darauf hinweisen müssen, dass hier noch weiterer substantiierter Vortrag erforder-

lich ist. Jedenfatls hätte dann dieser Vortrag vom Gericht berücksichtigt werden müssen.

Das Gericht hätte daher eine Aufklärung daniber führen müssen, welche konketen wissen-

schaftlichen Verfahren beeinträchtigt gewesen wären. Das Gericht hätte Stellungnahmen der

Zuwendungsempfänger einholen müssen und diesbezüglich eine Beweisaufnahme durchfüh-

ren müssen. Hierdr.rrch hätte es festgestellt, dass noch nicht publizierte Verfahren im Raume

stehen, deren Veröffentlichung eine Gefährdung für weitere durchzuführende Verfahren und

U ntersuchungen bedeutet hätte.

Das Venualtungsgericht hat die unter Ziffer 1 vorgelegten Tatsachen unter Verstoß gegen

g 86 Abs. 1 VwGO nicht hinreichend aufgeklärt, obwohl sich eine weitere Aufklärung aufdrän-

gen musste. Hätte es die erforderlichen Feststellungen.getroffen, so hätte sich ergeben, dass

eine Akteneinsicht hier eine Gefährdung der Mitarbeiter bedeutet und das Gericht hätte an-

ders entschieden.
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Dies wird unter anderen an den zu Ziffer 1 gemachten Ausführungen deutlich.

b)

Nach diesseitiger Ansicht hat das Venualtungsgericht Gießen es versäumt, hier die Universität

Freiburg als unmittelbar beteiligte Dritte gemäß S 65 Abs. 2 VwGO beizuladen. Bei den Zu-

wendungsempfängem handelt es sich jedoch um einen Fall der notwendigen Beiladung. Dies

ist dann der Fall, wenn an dem streitigen.Rechtsverhältnis Dritte derart beteiligt sind, dass die

Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen kann.

Nachg8Abs.2S. llFGund$9Abs. lSaE3UlGisteinmöglicherDrittbetroffenervorder

Offenbarungsentscheidung durch die informationpflichtige Stelle anzuhören. Auf die Anfrage

der Beklagten hat die Universität Freiburg in einem Schreiben vom 28.08.2012 der Offenle-

gung der entsprechenden Unterlagen ausdnicklich widersprochen, weil sie dadurch schüt-

zenswerte Interessen ihrerseits betroffen sieht. Die Ablehnung des Gesuchs auf Akteneinsicht

gegenüber dem Antragsteller, der Klagegrund des dezeitigen U|G-Verfahrens, stützt sich

folglich auf die Tatsache, dass dadurch schutzwürdige Belange eines Dritten, vorliegend der

Universität Freiburg und deren Mitglieder, verletzt werden. Das wiederum bedeutet, dass die

Entscheidung des Verwaltungsgerichts nicht getroffen werden kann, ohne dass damit gleich-

zeitig unmittetbar über die Rechte der Universität eingegriffen wird. Die Entscheidung kann

daher nur einheitlich gegenüber der Beklagten und den Zuwendungsempfängem, hier bei-

spielsweise der Universität Freiburg, ergehen.

Der Universität Freiburg - wie auch den anderen Beteiligten - war es, aufgrund dessen, dass

sie nicht beigeladen worden war, nicht möglich, sich aktiv in das Verfahren einzubringen. Als

Verfahrensbeteiligte hätte sie Gründe für die drohende RechtsgutverleEung substantiiert vor-

zutragen vermocht und damit zur Geltendmachung von Ablehnungsgründen im Sinne des

$$ 9 Abs. 1 Nr. 1-3 UtG wesentlich beitragen können. Es hätte dann substantiiert vorgetragen

werden können. Infolgedessen sind die Zuwendungsempfänger notwendig beizuladen.

Das Gericht hätte dann diesen Vortrag werten müssen und wäre zu einem anderen Ergebnis

gelangt.

Insbesondere hat das Vennraltungsgericht Gießen nicht berücksichtigt, dass die Zustimmung

der Berechtigten zu einer Bekanntgabe der Informationen fehlt.
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Zu 3.t Grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache

Da die Frage des SchuEes des Gutachtersystems über den Einzelfall hinaus für eine Melzahl

von Fällen verallgemeinerungsfähig ist und noch nicht höchst richterlich entschieden wurde,

ist eine grundsätztiche Bedeutung der Rechtssache anzunehmen, deren Klärung zur Rechts-

fortbildung und Rechtssicherheit beiträgt.

Zu 4.2 Besondere tatsächliche und rechtliche Schwierigkeit

Besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten liegen vor, wenn sich der konkret zu

entscheidende Fall signifikant von dem Spektrum der in verwaltungsgerichtlichen Verfahren

üblicherweise zu entscheidenden Streittällen unterscheidet. Die VorausseEungen sind erfüllt,

wenn die Erfolgsaussichten der angestrebten Berufung wegen der Komplexität im Rahmen

des Zulassungsverfahrens nicht einzuschätzen sind.

fm Hinblick auf die Ausführungen unter Ziffer 1 und 2 sowie 3 ergibt sich, dass die Rechtssa-

che besondere tatsächliche und rechtliche Schwierigkeiten aufrreist.

Abschließend tibeneichen wir anliegend wie die Stellungnahmen des Julius Kühn-lnstituts

vom 12.08.2013,

vom 15.06.2012,

vom27.07.2012,

vom24.07.2012,

vom27.07.2012,

vom24.07.2012,

vom 17.07.2012,

Steltungnahme Universität Freiburg vom 28.08.2012 sowie vom 07.08.2012, von Frau Berbe-

rich vom 21.08.2013,

Stellungnahme Thünen-l nstitut vom 1 3. 08 .2019,

Stellungnahme Universität Hannovervom 19.08.2013, .

Stelfungnahme RWTH Aachen vom 30.08.2019,

Stellungnahme der Technischen Universität München vom 13.08.2013,

Stellung nahme Universität Wüzburg 1 4.08 .2013,

Stef lung nahme Universität Hohenheim vom 30.08 .2013,

Stellungnahme Universität Leipzig vom 15.08.2013,

Stef f ungnahme Helmh olE Zentrum für U mweltforschung vom 1 0.07 .2012,
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Stellungnahme Universität Rostock vom 1 4.08.2013,

Stef f ungnahme Universität Trier vom 1 4.08 .2013,

Franz

Rechtsanwalt


